
B E S C H L U S S V O R L A G E TOP:
öffentlich

Elternbeitragssatzung Tagespflege, IV. Nachtrag

Beratungsfolge:

Datum Gremium

20.11.2018 Jugendhilfeausschuss

22.11.2018 Hauptausschuss

28.11.2018 Rat

 

Beschlussvorschlag: 

Der Rat beschließt nachstehenden IV. Nachtrag zur Elternbeitragssatzung Tagespflege:

IV. Nachtrag vom 28.11.2018 zur Satzung der Stadt Gummersbach über die Erhebung
von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern
in Tagespflege vom 07.12.2006

Der Rat der Stadt Gummersbach hat in seiner Sitzung am 28.11.2018 aufgrund des § 7
der  Gemeindeordnung  für  das  Land  Nordrhein-Westfalen  in  der  Fassung  der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), geändert durch Artikel  15 des
Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) in Kraft getreten am 2. Februar 2018,
des § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch  (SGB) Achtes Buch (VIII), Kinder und Jugendhilfe vom
11. September 2012 (BGBL. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 10 Absatz 10 des
Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBL. I S. 3618) sowie des § 23 des Gesetzes zur
frühen Bildung  und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz -) - Viertes
Gesetz  zur  Ausführung  des  Kinder-  und  Jugendhilfegesetzes  –  SGB  VIII  –  vom 30.
Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.
November 2017 (GV. NRW. S. 834), in Kraft getreten mit Wirkung vom 1. August 2017
folgenden  IV.  Nachtrag  zur  Satzung  über  die  Erhebung  von  Elternbeiträgen  für  die
Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Tagespflege beschlossen:

Artikel I

In  §  4  Absatz  1  Satz  3  werden  zwischen  „Beiträge  zur  Direktversicherung“  und
„Unterhaltsleistungen“ die  Worte „Arbeitgeberanteil  zur betrieblichen Altersversorgung,
Arbeitnehmeranteil  zur  betrieblichen  Altersversorgung  bei
Entgeltumwandlung/Gehaltsverzicht“ eingefügt.

In § 4 Abs. 2 werden Satz 1, Satz 2, Satz 3 und Satz 4 neu gefasst und zu Satz 1, Satz 2
und Satz 3:

Maßgebend  ist  das  Einkommen  des  aktuellen  Kalenderjahres.  Bei  rückwirkenden
Einkommensüberprüfungen ist das jeweils geltende Kalenderjahr zugrunde zu legen. Dem
Einkommen  sind  jedoch  Einkünfte  in  laufenden  Jahr,  wie  z.  B.  Sonderzahlungen,
Weihnachts- und Urlaubsgeld, etc. hinzuzurechnen. 
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In § 4 Abs. 2 werden Satz 5, 6 und 7 zu Satz 4, 5 und 6.

Artikel II

Dieser  IV.  Nachtrag  zur  Satzung  über  die  Erhebung  von  Elternbeiträgen  für  die
Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen tritt
mit Wirkung vom 
01. August 2018 in Kraft.
Bekanntmachungsanordnung:

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
im  Sinne  der  Gemeindeordnung  für  das  Land  Nordrhein-Westfalen  (GO NRW) gegen
diesen IV. Nachtrag zur Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der Bekanntmachung nicht
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt.
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Der vorstehende IV. Nachtrag zur Satzung der Stadt Gummersbach vom 28. November
2018 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Gummersbach, Frank Helmenstein
Stadt Gummersbach Bürgermeister

Begründung: 

Die  Ermittlung  des  kalenderjährlichen  Einkommens  der  Beitragspflichtigen  für  die
Förderung von Kindern in Tagespflege machte eine Überarbeitung des § 4 Absätze 1 und
2 der Elternbeitragssatzung erforderlich.
Die dargestellten Änderungen dienen der Klarheit zur Beitragsfestsetzung.

Zur Verdeutlichung ist hier die alte und neue Fassung des § 4 abgedruckt:

§4
    Einkommen

(1) Einkommen im Sinne diese Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte im Sinne
des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus
anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht
zulässig. Dem Einkommen gemäß Satz 1 sind steuerfreie Einkünfte, das Elterngeld, der
Sparer-Pauschbetrag, Beiträge zur Direktversicherung, Arbeitgeberanteil zur betrieblichen
Altersversorgung,  Arbeitnehmeranteil  zur  betrieblichen  Altersversorgung  bei
Entgeltumwandlungen/Gehaltsverzicht, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des
Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die Beitragspflichtigen und das
Kind,  für  das  Elternbeitrag  gezahlt  wird,  hinzuzurechnen.  Dem Kindergeld  nach  dem
Bundeskindergeldgesetz  und  entsprechenden  Vorschriften  ist  nicht  hinzuzurechnen.
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Bezieht  ein  Beitragspflichtiger  Einkünfte  aus  einem  Beschäftigungsverhältnis  oder
aufgrund der Ausübung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des
Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu
oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach
diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem
Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. Von
dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen sind lediglich die Werbungskosten bzw.
Betriebsausgaben sowie die nach § 32 Abs. 6 i. V. n. Abs. 1 Einkommensteuergesetz zu
gewährenden Freibeträge  für  das  dritte  und  jedes  weitere  im Haushalt  lebende  Kind
abzuziehen.

Alte Version:
(2)  Maßgebend  ist  das  Einkommen  in  dem  der  erforderlichen  Einkommensabgabe
vorangegangenen  Kalenderjahr.  Abweichend  von  Satz  1  ist  das  Zwölffache  des
Einkommens des letzten Monats zugrunde zu legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer, d.
h.  mindestens  4  Monate,  höher  oder  niedriger  ist  als  das  Einkommen  des
vorangegangenen  Kalenderjahres.  Wird  das  Zwölffache  des  Einkommens  des  letzten
Monats  zugrunde  gelegt,  so  sind  auch  Einkünfte  hinzuzurechnen,  die  zwar  nicht  im
letzten  Monat  bezogen  wurden,  aber  im  laufenden  Jahr  anfallen  werden  (z.  B.
Weihnachts- und Urlaubsgeld).
Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind, ist abweichend von Satz 2 auf das zu
erwartende Jahreseinkommen abzustellen.
Ferner  sind  auch  einmalige  Sonderzahlungen,  wie  z.  B.  Abfindungen  als  Einkünfte
anzusehen.  Diese  sind  ab  dem  Monat  nach  Erhalt  für  ein  Jahr  dem  Einkommen
hinzuzurechnen. Nach Ablauf des Anrechnungszeitraumes ist eine erneute Überprüfung
der Einkommensverhältnisse erforderlich.

Neue Version:
(2)  Maßgebend  ist  das  Einkommen  des  aktuellen  Kalenderjahres.  Bei  rückwirkenden
Einkommensüberprüfungen ist das jeweils geltende Kalenderjahr zugrunde zu legen. Dem
Einkommen  sind  jedoch  Einkünfte  in  laufenden  Jahr,  wie  z.  B.  Sonderzahlungen,
Weihnachts-  und  Urlaubsgeld,  etc.  hinzuzurechnen.  Ferner  sind  auch  einmalige
Sonderzahlungen, wie z. B. Abfindungen als Einkünfte anzusehen. Diese sind ab dem
Monat  nach  Erhalt  für  ein  Jahr  dem  Einkommen  hinzuzurechnen.  Nach  Ablauf  des
Anrechnungszeitraumes  ist  eine  erneute  Überprüfung  der  Einkommensverhältnisse
erforderlich.
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